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Von wie vielen Jugendlichen sprechen wir?

2018 sind 390 Jugendliche ohne ihre Eltern oder eine Betreu- 
ungsperson nach Österreich geflüchtet. 49 von ihnen waren 
sogar unter vierzehn Jahre alt. Am stärksten vertreten waren 
junge Flüchtlinge aus den Herkunftsländern Afghanistan,  
Nigeria und Syrien. In diesen Ländern herrscht oft seit Jahren 
Krieg. Die staatlichen Strukturen können weder die individuelle 
Sicherheit garantieren, noch eine fundierte Ausbildung für 
ihre Jugendlichen. Dazu kommen oft Angst vor Zwangsrekru-
tierung, politische Verfolgung, Zwangsheirat, Blutrache und 
weitere Bedrohungen für ihr Leben.

Was erwartet sie nach ihrer Flucht?

„Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicher- 
zustellen, dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines Flüchtlings 
begehrt (...) angemessenen Schutz und humanitäre Hilfe bei der 
Wahrnehmung der Rechte erhält (...) und zwar unabhängig davon, 
ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder einer anderen Person 
befindet oder nicht.“ (Artikel 22 Kinderrechtskonvention)

Wie sieht die Realität aus? ...

Foto: Severin Dostal

Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.

asyl aktuell 2a/2016 Zeitschrift der asylkoordination österreich | Seite 3

Dublin-Verordnung

asylKOORDINATEN

asylkoordination
österreich

Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

gefördert von Stadt Wien,  
Integration und Diversität 



Was geschieht mit UMF während des Asylverfahrens?

Während der Dauer des Asylverfahrens werden die Minder- 
jährigen in einer Betreuungsstelle der Grundversorgung1, 
manchmal auch in einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe 
untergebracht und betreut. In Österreich gibt es zurzeit etwa 
40 Einrichtungen auf UMF spezialisierte Betreuungsstellen. 
SozialpädagogInnen und SozialarbeiterInnen kümmern sich um 
einen geregelten Tagesablauf und darum, dass die Jugendli-
chen Deutsch lernen, die Schule besuchen oder eine Ausbildung 
machen können. Leider sind die Möglichkeiten für UMF oft sehr 
beschränkt, manche haben in ihrer Heimat nie die Schule besucht 
und können weder lesen noch schreiben. Andere werden nicht in 
die Schule aufgenommen, weil sie noch nicht genügend Deutsch 
können. UMF besitzen das Recht auf Schulbildung. Ein direkter 
Einstieg in die Berufswelt ist in Österreich de facto nicht möglich. 
Seit September 2018 ist es nicht mehr möglich eine Lehre zu 
beginnen.
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...Warten auf den Ausgang des Asylverfahrens

Das Leben von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (UMF) 
in Österreich ist geprägt durch ihr Asylverfahren. Am Anfang 
steht der Asylantrag, der direkt bei der Polizei gestellt wird. Be-
stehen Zweifel an der Minderjährigkeit, wird eine Altersfeststel-
lung angeordnet. Diese besteht aus einem Handwurzelröntgen, 
einer Zahnstandsanalyse und manchmal auch noch einer MRT 
des Schlüsselbeins. Kommt die Behörde zum Schluss, dass der 
Jugendliche tatsächlich minderjährig ist, muss er oder sie  
zum Asylverfahren in Österreich zugelassen werden.
Zuständig für das Verfahren ist das Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl (BFA). Bei einer negativen Entscheidung ist eine 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht möglich. Diese 
Behörden entscheiden darüber, ob der oder die Jugendliche in 
Österreich bleiben darf. Viele der Minderjährigen wissen nicht, 
was Asyl bedeutet, ob sie hier bleiben dürfen, und wenn, warum 
und was genau auf sie zukommt.
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Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

Asylanträge unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge in Österreich 2006 – 2018

Grafik: UMF aus ausgewählten Herkunftsländern
Im vergangenen Jahr kamen aus ca. 30 Staaten minderjährige Flücht-

linge nach Österreich. Zahl und Herkunft der jungen  

Flüchtlinge ändern sich häufig.

1 Zur Grundversorgung siehe Infoblatt: „Grundversorgung“,  

http://www.asyl.at/infoblaetter/infoblatt_grundversorgung _0915.pdf



Was bewegt die Jugendlichen?

Der Alltag der Jugendlichen ist geprägt von der Aufarbeitung 
traumatisierender Erlebnisse und der Unsicherheit über den Aus-
gang des Asylverfahrens. Sie sehnen sich nach Sicherheit und 
Geborgenheit und danach, wieder gemeinsam mit ihrer Familie 
leben zu können oder selbstständig zu werden.

Mangelnde Betreuungskapazitäten, niedrige Tagsätze

Die Zahl der UMF war in den vergangenen Jahren starken 
Schwankungen ausgesetzt, so dass in Jahren, in denen es (wie 
2010, 2013 und vor allem 2018/2019) zum Rückgang der An-
träge gekommen ist, Betreuungskapazitäten abgebaut wurden. 
Der Grund: Die Betreuungseinrichtungen werden ausschließlich 
über die Bezahlung von Tagessätzen (max. € 95,– pro UMF 
und Tag) finanziert, so dass die Betreiber Quartiere schließen 
und Personal entlassen müssen, wenn weniger Flüchtlinge 
kommen. Dies hat dazu geführt, dass bei steigenden Zahlen 
nicht ausreichend Kapazitäten zur Verfügung standen. Um ein 
Quartier einzurichten und Personal auszuwählen braucht es 
mehrere Monate, zudem ist es äußerst schwierig, geeignete 
Quartiere zu finden. 2015/16 haben sich – nachdem Tausende 
Minderjährige monatelang nicht altersgerecht betreut worden 
waren – die Betreuungskapazitäten verdreifacht. 2018/2019 
mussten wieder ein Großteil der UMF-Quartiere wieder ge-
schlossen werden.
Die Tagsätze für UMF sind erheblich niedriger als jene in Ein- 
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe: Während diese erst bei 
120 Euro pro Tag beginnen; liegen sie bei UMF-Betreuungsstel- 
len zwischen € 40,50 und € 95,–.

Wie lange dauert es, bis über den Asylantrag  
entschieden wird?

Ein /eine RechtsvertreterIn begleitet die UMF durch das Asylverfah-
ren. Die Verfahrensdauer variiert stark. Spätestens nach einem hal-
ben Jahr sollte der Jugendliche einen Bescheid bekommen, in dem 
ihm/ihr mitgeteilt wird, ob er oder sie in Österreich bleiben darf, 
d.h. entweder Asyl oder subsidiären Schutz erhält. Nach 2015/16 
gab es Fälle, in denen in denen Jugendliche nach zwei Jahren noch 
nicht einmal die Gelegenheit hatten, der Behörde ihre Fluchtgründe 
zu schildern. Inzwischen dauern die Verfahren vor dem BFA selten 
länger als die vorgesehen sechs Monate.

Was passiert, wenn UMF 18 werden?

Werden UMF volljährig, müssen sie in Quartiere für Erwachsene 
übersiedeln, ohne entsprechende Betreuung und Begleitung. 
Manche brechen in dieser Situation Schule oder Ausbildung ab. 
Erhalten sie Asyl oder subsidiären Schutz, beginnen viele als un- 
gelernte Arbeitskräfte zu arbeiten, um schnell Geld zu verdienen. 
Seit 2005 müssen allen UMF Obsorgeberechigte zur Seite gestellt 
werden, in der Regel geschieht dies nach Zulassung zum Asylver- 
fahren. Obsorgeberechtigt ist die zuständige Kinder- und Jugend- 
hilfe. Während des Zulassungsverfahrens fehlt es zumeist an einer 
gesetzlichen Obsorge.
Die Obsorge umfasst die Bereiche Pflege und Erziehung, Vermö- 
gensverwaltung und gesetzliche Vertretung. Teilbereiche davon 
werden an die Betreuungsstellen ausgegliedert.
In der täglichen Praxis werden die Verpflichtungen oft unzurei- 
chend wahrgenommen und Jugendliche kennen häufig ihre  
Obsorgeberechtigten nicht persönlich.

Infoblatt der asylkoordination österreich Nr. 1 | Stand 2019 | Seite 3asylKOORDINATEN
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

Asylanträge unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge gesamt in Österreich 2006 – 2018

Grafik: Schwankungen der Antragszahlen und niedrige Tagsätze 

führten zu Schließungen von Quartieren. Anfang 2015 fehlten 

Plätze für 700 UMF.
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PATENSCHAFTSPROJEKTE für UMF und junge  
erwachsene Flüchltinge

Auch wenn UMF auf professioneller Ebene recht gut versorgt sind, be-
steht doch ein großer Bedarf an individueller, persönlicher Begleitung, 
an Menschen, die sich Zeit nehmen, denen man etwas bedeutet. Sol-
che Eins-zu-eins-Beziehungen werden meist Patenschaften genannt. 
Es gibt sie informell, einfach so, und etwas formeller, vermittelt und 
begleitet über Patenschaftsprojekte. Diese Projekte haben über alle 
Unterschiede hinweg einige Gemeinsamkeiten: Sie bereiten die PatIn-
nen, und auch die Jugendlichen, auf die Patenschaft vor, sie vermitteln 
diese, und betreuen sie auch längerfristig. Das nimmt viele Ängste vor 
Überforderung, macht Austausch und Vernetzung unter den PatInnen 
möglich. Diese Strukturierung – Schulung, Vermittlung und Begleitung 
– hat sich über die Jahre bewährt und macht die Patenschaften zu 
einem sehr effizienten Mittel, Integration zu fördern. 
PatInnen unterstützen die Jugendlichen beim Deutschlernen, bei 
Behördenwegen, bei der Suche nach Ausbildung und beim Berufsein-
stieg. Sie schenken den Jugendlichen Zeit, Zuwendung und Vertrauen, 
und bleiben ihnen im Idealfall – wie eben in alltäglichen Beziehungen 
auch – solange erhalten, wie die Beziehung Sinn für die Beteiligen 
macht. Zugleich bieten die PatInnen und ihre Familien einen Einstieg 
in die neue Gesellschaft, ermöglichen Einblicke und Verständnis dafür, 
wie Strukturen und Konventionen in Österreich funktionieren. Durch 
gemeinsame Aktivitäten wird ein lebendiges Netzwerk aufgebaut, das 
Zugang zu unterschiedlichen Ressourcen ermöglicht. Die PatInnen 
wirken auch als MultiplikatorInnen in die Mehrheitsgesellschaft. Ihre 
Erfahrungen mit den jugendlichen Flüchtlingen ermöglichen es ihnen, 
in einem Feld voller Vorurteile Informationen aus erster Hand weiter-
zugeben. 
Solche Patenschaftsprojekte gibt es in Österreich seit 2001, als  
connecting people von der asylkoordination österreich initiiert wurde. 
2003 folgte connecting people Graz, getragen vom Verein ZEBRA. 
Wirklich aufgeblüht ist die Patenschaftsidee erst 2015/2016 als allein in 
Wien 400 „offizielle“ Patenschaften vermittelt werden konnten. Aktuell 
erleben wir den Rück- oder Umbau dieser Patenschaftsprojekte. Das 
Thema der persönlichen Begleitung bleibt, aber allgemein verschiebt 
sich der Fokus von minderjährigen zu volljährigen Flüchtlingen. Inhalt-
lich tritt als Ziel die berufliche Integration stärker in den Vordergrund. 
Aufgrund der negativen Besetzung des Flüchtlingsthemas ist das 
Interesse, sich als PatIn zu engagieren, stark zurückgegangen.
Die Patenschaftsprojekte stehen in regem Austausch und treffen sich 
einmal jährlich zu einem Vernetzungstreffen.

Patenschaftsprojekte (Stand Juli 2019)
WIEN
b4r - Buddies for Refugees | Volkshilfe Wien 
Doris Moravec, T 0676 8784 4901  

E-Mail: buddies4refugees@volkshilfe-wien.at

Web: www.volkshilfe-wien.at/migration-asyl/buddies-for-refugees/

commit@Work | Caritas Wien
Sarah Seiwald, Caroline Scherzer, T 0676 363 12 15

E-Mail: commit@caritas-wien.at

Web: freiwillige.caritas-wien.at/aktiv-werden/freiwilligen-projekte/ 

commit-buddys-fuer-junge-gefluechtete/

connecting people | asylkoordination österreich
Klaus Hofstätter, Marion Kremla, T 01 5321291 14  

E-Mail: office@connectingpeople.at

Web: www.connectingpeople.at

Side by Side | Integrationshaus
Sonja Scherzer, T 0699 12123609, E-Mail: s.scherzer@integrationshaus.at

Web: www.integrationshaus.at/de/für-unterstuetzerinnen/freiwillige-mitarbeit#F7

NÖ / WIEN 
PatInnen für alle (auch für Kinder aus Familien in schwierigen  

Lebenslagen und für Kinder aus Familien mit Fluchthintergrund)

Erika Kudweis, T 0664/4326940, E-Mail: kudweis@patinnenfueralle.at

Web: www.patinnenfueralle.at/

STEIERMARK
connecting people | Verein Zebra
Claudia Maczkiewicz, T 0316/835630 14, E-Mail: claudia.mac@zebra.or.at

Web: www.zebra.or.at/cms/cms.php?pageName=bildung&detailId=11

OBERÖSTERREICH
Amigo, Amigo@Work | SOS Mitmensch 
Elisa Roth, T 0699 18804049, E-Mail: roth@sos.at 

Web: www.sos.at/index.php?id=46

dUNDu, dUNDu Plus | Volkshilfe Oberösterreich 
Rosa Rumetshofer, T 676 873470 85  

E-Mail: rosa.rumetshofer@volkshilfe-ooe.at 

Web: www.volkshilfe-ooe.at/die-volkshilfe/mithelfen/patenschaft/

SALZBURG
open heart | kija Salzburg 
Manuela Geimer, T 0662 430550, E-Mail: manuela.geimer@salzburg.gv.at 

Web: www.kija-sbg.at/home/projekte/uebersicht/artikel/openheart- 

patenschaftsprojekt.html

TIROL
ertebat | Plattform Rechtsberatung – FÜR MENSCHEN RECHTE
Jutta Binder, T 681 10750557 

E-Mail: j.binder@plattform-asyl.eu

Web: plattform-asyl.eu/projekte/patenschaft-ertebat/


